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d eMo Impulse heißt das neue format der 
deMo, das künftig regelmäßig bis zu 
viermal neben den übrigen sechs aus-

gaben der deMo im jahr erscheinen soll. die  
deMo Impulse beabsichtigen, Zukunftsthemen 
der Kommunalpolitik aufzugreifen und durch 
fachartikel von expertinnen und experten zu ver-
tiefen. deMo Impulse will beiträge für eine inno-
vative Kommunalpolitik sammeln, denkanstöße 
geben und Hintergründe ausleuchten.

die erste ausgabe der deMo Impulse greift das 
thema der kommunalen Infrastrukturinvestitionen 
auf. Wir wissen über die große lücke zwischen 
bedarf und den Möglichkeiten, diesen zu befriedi-
gen. jeder journalist, der hierzu eine bilderstrecke 
benötigt, braucht nur in Sanitäranlagen an unse-
ren Schulen zu gehen das spricht für sich und ist 
ausweis dafür, dass das „notorische jammern“ der 
Kommunalen eben seine gründe hat. nicht nur die 
öffentlichen gebäude der wilhelminischen grün-
derzeit sind betroffen. Heute haben wir es quan-
titativ vor allem mit einem erhaltungsproblem der 
so großzügig in den siebziger und achtziger jahren 
ausgebauten öffentlichen Infrastruktur zu tun. ne-
ben Schulen, Kitas, verwaltungsgebäuden betrifft 
dieses auch viele Sportanlagen, Kulturbauten und 
soziale einrichtungen.

längst ist es gesellschaftlich auch durchge-
drungen, dass es sich bei den mangelhaften 

In unsere Zukunft 
investieren
Zur einführung – Kommunale Infrastruktur  
für morgen schaffen

Autor Dr. Manfred Sternberg

Instandhaltungsmaßnahmen in der verkehrsin-
frastruktur nicht nur um profane Schlaglöcher 
handelt, sondern oftmals brückenbauwerke und 
tunnel bereits sicherheitsgefährdend geworden 
sind. da mag der blick vor allem auf die großen 
bauwerke an autobahnen und ICe-Strecken fal-
len. aber der größte teil der verkehrsinfrastruktur 
liegt in kommunaler baulast. erhaltung darf nicht 
länger vernachlässigt werden.

andererseits werden wir uns nicht allein dem 
bestand widmen können. die Zukunft verlangt 
nach mehr. da geht es um grundsätzlich neue 
aufgaben, wie die Schaffung einer zukunftsge-
rechten bildungsinfrastruktur. Wir brauchen in der 
bildungskette die zu den anforderungen an ein in-
klusives bildungssystem passenden gebäude und 
wir brauchen das dafür erforderliche unterstüt-
zende Personal. Kosten, die bei den Kommunen 
landen. 

Wir wollen den ausbau der Kinderbetreuung 
für unter dreijährige. die Kommunen haben hier 
seit der einführung des rechtsanspruchs Mitte 
2013 einen guten job gemacht, aber wir wissen, 
da steht noch mehr auf dem Programm, wenn 
wir sicherstellen wollen, dass unsere Kinder bes-
sere Chancen für eine gute entwicklung erhalten 
sollen: ganztagsbetreuung, bessere betreuungs-
schlüssel, erhöhte anforderungen an die ausbil-
dung sowie neue pädagogische Konzeptionen.

neben der bildungsinfrastruktur stehen ande-
re wichtige bereiche, in denen wir zur Sicherung 
der daseinsvorsorge in der Zukunft dringend eine 
erhöhte Investitionstätigkeit benötigen. drei Me-
gatrends beschäftigen uns in besonderer Weise: 
da ist zum einen die digitale revolution mit ih-
ren auswirkungen auf alle lebensbereiche und 
als treiber des wirtschaftlichen Strukturwandels. 
als zweites müssen die folgerungen aus dem 
demografischen Wandel unserer alternden und 
sich durch Zuwanderung diversifizierenden ge-
sellschaft verarbeitet werden. Schließlich führt die 
diskussion um den Klimawandel und seine anfor-
derungen zu einer veränderung unserer techno-
logischen basis. die abkehr von der industriellen 
tradition der verbrennungstechnologien erfor-
dert neue Investitionen in eine energieversorgung 
der Zukunft und andere Konzepte von Mobilität 
im 21. jahrhundert. 

es ist deutlich, der Investitionsbedarf  ist größer 
als die Investitionsmöglichkeiten. In einer solchen 
Situation stellen sich die fragen nach allen Mög-
lichkeiten, wie es uns gelingen kann, das beste-
hende ungleichgewicht ohne soziale Spaltungen 
und verstärkung regionaler disparitäten zu einem 
besseren zu wenden.

Mit den artikeln in dieser ersten ausgabe der 
deMo Impulse wollen wir einen beitrag für die 
notwendige diskussion um unsere Zukunft leisten 
– wohlwissend, dass wir dabei nur einige wichti-
ge aspekte anreißen können. Wir wünschen uns 
positive Impulse! 
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d ie disparitäten zwischen finanzschwa-
chen und finanzstarken Kommunen wur-
den in den letzten jahren immer gravie-

render. der Investitionsrückstand ist besonders in 
finanzschwachen Kommunen hoch. die Mittel des 
Programms zur Stärkung der Investitionsfähigkeit 
finanzschwacher Kommunen müssen in den län-
dern zielgerichtet eingesetzt werden. vor allem 
muss es aber darum gehen, die Kommunen von 
den weiter wachsenden Soziallasten zu entlasten 
und die eigenmittelausstattung der kommunalen 
ebene zu verbessern.

der kommunale Investitionsbedarf ist hoch, die 
Zahlen sind bemerkenswert. die jüngste untersu-
chung der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
geht davon aus, dass der Investitionsrückstand 
bei gut 130 Mrd. euro liegt und viele bereiche der 
städtischen einrichtungen erfasst: die höchsten 
anteile am Investitionsrückstand haben die be-
reiche Straßen und verkehrsinfrastruktur (26 %), 
Schulen und erwachsenenbildung (24 %), Sport-
stätten und bäder (8 %) sowie öffentliche verwal-
tungsgebäude (8 %). Investitionsrückstände bei 
der typischerweise nutzerfinanzierten Infrastruk-
tur machen hingegen nur einen geringen teil aus. 
dazu gehören etwa die Wasserver- und abwasser- 
entsorgung (7 %) oder die Wohnungswirtschaft 
(2 %). 

Entwicklungen der letzten Jahre
Was sind die gründe für diese entwicklung? vie-
le städtische Haushalte sind in den letzten jahren 
von Investitions- zu Sozialhaushalten geworden. 
In 2015 werden die deutschen Kommunen rund 
52 Mrd. euro für den Sozialbereich ausgeben, 
aber nur knapp 24 Mrd. euro für Investitionen. 
vergleicht man diese Zahl mit dem eingangs er-
wähnten bedarf, dann zeigt sich, dass die Kom-
munen von der Substanz leben. Sie investieren 
jahr für jahr deutlich weniger, als sie abschreiben. 
das darf nicht so bleiben, denn eine funktionie-
rende und effiziente Infrastruktur ist eine zentrale 
voraussetzung für eine positive Wirtschaftsent-
wicklung.

Insbesondere für strukturschwächere Städte 
mit unterdurchschnittlichen einnahmen und über-
proportionalen Sozialausgaben ist die Situation 
schwierig. Sie sind immer weniger in der lage, 

die nötigen Investitionen zu finanzieren. Kommu-
nen in der Haushaltssicherung dürfen nur einge-
schränkt bzw. nicht investieren. Im rahmen von 
entschuldungs- und Konsolidierungskonzepten für 
Kommunen in den einzelnen ländern werden den 
beteiligten Kommunen klare vorgaben bezüglich 
ihrer Investitionstätigkeit gemacht. In den finanz-
schwächeren Kommunen hat die Haushaltskon-
solidierung oberste Priorität, so dass hierfür die 
ohnehin im bundesweiten vergleich niedrigen 
Investitionsniveaus nochmals abgesenkt werden. 
als beispiel können die Kommunen in Hessen, 
nordrhein-Westfalen, rheinland-Pfalz und dem 
Saarland genannt werden. In diesen ländern hat 
sich der abstand des landesdurchschnittlichen In-
vestitionsniveaus zum bundesdeutschen Schnitt 
vergrößert. In nordrhein-Westfalen und dem 
Saarland z. b. betragen die Investitionen nur 60 % 
oder weniger des durchschnitts. In bayern lag das 
kommunale Investitionsniveau dreimal so hoch 
wie in nordrhein-Westfalen. 

Süddeutsche Kommunen konnten vor dem 
Hintergrund einer besseren Haushaltssituation in 
den letzten zwei jahren, ausgehend von einem 
ohnehin überdurchschnittlichen Investitionsni-
veau, verstärkt investieren. Im jahr 2013 überstieg 
das Investitionsvolumen bayerischer Kommunen 
mit 472 euro je einwohner um nahezu 200 euro 
den durchschnitt der Kommunen insgesamt. 

In den ostdeutschen bundesländern verläuft 
die entwicklung sehr uneinheitlich. lediglich ein 
stabiler trend existiert: die Investitionsmöglichkei-
ten ostdeutscher Kommunen sind rückläufig. die 
Investitionsausgaben ostdeutscher Kommunen 
liegen bereits jetzt – obwohl der Solidarpakt erst 
2019 ausläuft – unter dem durchschnittlichen In-
vestitionsniveau der Kommunen in den westdeut-
schen flächenländern.

Ohne Entlastung der Kommunen  
von Sozialausgaben keine Investitionen
dass eine schnelle und umfängliche entlastung 
der Kommunen von Sozialausgaben notwendig 
ist, ist inzwischen weitgehend anerkannt. die im 
Koalitionsvertrag zugesicherte Soforthilfe für die 
nächsten drei jahre ist auf dem Weg. die Selbst-
verpflichtung des bundes im Koalitionsvertrag, 
die Kommunen bei der eingliederungshilfe für 

Menschen mit behinderungen um 5 Mrd. euro 
pro jahr zu entlasten, wurde jedoch bislang noch 
nicht umgesetzt. ebenso wie die dauerhafte ent-
lastung der Kommunen von Sozialausgaben ist 
die zugesagte dauerhafte entlastung von ländern 
und Kommunen bei der aufnahme und unter-
bringung von flüchtlingen und asylbewerbern 
durch den bund ab 2016 noch offen. für das jahr 
2015 wurde angesichts der steigenden Zahlen von 
asylbewerbern und unbegleiteten minderjährigen 
flüchtlingen der umsatzsteueranteil der länder 
um 1 Milliarde angehoben, wobei die Hälfte hier-
von von den ländern zu refinanzieren ist. die län-
der haben zugesagt, die zusätzlichen Mittel den 
Kommunen zur verfügung zu stellen. 

Nachhaltigkeit trotz Schuldenbremse?
Mit blick auf die zukünftige Investitionsfähigkeit 
der Kommunen wirft die ab 2016 greifende Schul-
denbremse viele fragen auf. Im rahmen der fö-
deralismusreform II wurden die vorschriften des 
grundgesetzes über die aufnahme von Krediten 
grundlegend reformiert. Im ergebnis wurde die 
bisher geltende „goldene regel“, wonach eine 
nettokreditaufnahme bis zur Höhe der im Haus-
haltsplan veranschlagten Investitionen möglich 
ist, 2009 durch ein neues regelwerk, die Schul-
denbremse, ersetzt. Seitdem ist im grundge-
setz das grundsätzliche verbot einer nettoneu-
verschuldung für bund und länder verankert. 
vorübergehende ausnahmen soll es im fall von 
außergewöhnlichen umständen wie naturkatas-
trophen und schweren rezessionen geben. der 
bund muss die neuen regeln ab 2016 einhalten. 
für die länder gilt eine Übergangsregelung bis 
einschließlich 2019. die deutsche Schuldenbremse 
war außerdem vorbild für den am 2. März 2012 
auf europäischer ebene zwischen 25 eu-Staaten 
geschlossenen „vertrag über Stabilität, Koordinie-
rung und Steuerung in der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion“. 

Ist die Schuldenbremse generell ein ökonomisch 
sinnvolles und langfristig tragfähiges verschul-
dungsbegrenzungskonzept? Zweifel sind hier an-
gebracht. Zumal die neuen regeln ausschließlich 
„kameral“ ausgerichtet sind und – anders als die 
kommunale doppik – den vermögensbestand und 
dessen veränderungen weitgehend ausblenden. 
finanzielle nachhaltigkeit setzt aber neben der 
passiven Zukunftsvorsorge durch verschuldungs-
begrenzung auch eine aktive Zukunftsvorsorge 
in der form öffentlicher Investitionen und vor al-
lem Wissen über die vorbelastungen zukünftiger 
Haushalte voraus. letztere ergeben sich nicht nur 
aus den aufgenommenen Krediten, sondern auch 
aus den impliziten Schulden in gestalt von zukünf-
tigen Zahlungsverpflichtungen und leistungszusa-
gen (z. b. im bereich der Pensionen) oder einem 
schleichenden vermögensverzehr (z. b. im Zuge 
eines festzustellenden Infrastrukturverfalls).  

Mit der weitgehenden umstellung auf die 
kommunale doppik und der verankerung des 
ressourcenverbrauchskonzepts im kommunalen 

Investitionen  
in den Kommunen
Wie können wir den Stau bei kommunalen  
Investitionen auflösen?

Autor Helmut Dedy
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Haushalts- und rechnungswesen, wonach grund-
sätzlich jede generation diejenigen ressourcen, 
die sie verbraucht, auch erwirtschaften muss, ist 
die kommunale ebene hier vielerorts schon weiter. 
es ist bemerkenswert, dass die gegenwärtig auf 
europäischer ebene für die Staaten diskutierten 
european Public Sector accounting Standards (eP-
SaS) nun auch den ressourcenverbrauch und das 
ressourcenaufkommen erfassen wollen. eine an-
passung des fiskalpakts an eine doppischen Prin-
zipien entsprechende rechnungslegung scheint 
gegenwärtig aber nicht diskutiert zu werden.

Wird den ländern der Weg der Kreditaufnah-
me durch die Schuldengrenze verbaut, dann – so 
eine zentrale befürchtung des deutschen Städte-
tages – wird sich der Handlungsdruck andere ven-
tile suchen. verschuldung und Konsolidierungs-
zwänge würden (auch) auf die kommunale ebene 
verlagert. In einer von der KfW vorgelegten Publi-
kation gehen die befragten Kommunen mehrheit-
lich davon aus, dass es einen erheblichen Konso-
lidierungsdruck seitens der länder und spürbare 
auswirkungen der Schuldenbremse (76  %) und 
des fiskalpakts (56 %) auf die kommunale Investi-
tionstätigkeit geben wird.

Bund stärkt Investitionsfähigkeit 
finanzschwacher Kommunen
der bund hat die unterschiede in der kommu-
nalen Investitionsfähigkeit, die ja letztlich die 
gleichwertigkeit der lebensverhältnisse in der 
bundesrepublik in frage stellen können, nun 
auch zu seinem thema gemacht. deshalb hat 
er ein Sondervermögen mit einem volumen von 
3,5 Mrd. euro eingerichtet, aus dem in den jah-
ren 2015 bis 2018 kommunale Investitionen zu 
maximal 90 % gefördert werden. das Programm 
wird über die länder abgewickelt, es richtet sich 
an finanzschwache Kommunen. Welche Kom-
munen das sind, richtet sich nach von den je-
weiligen ländern zu erarbeitenden Kriterien. die 
förderbereiche ergeben sich aus den gesetzge-
bungskompetenzen des bundes und reichen von 
einrichtungen der frühkindlichen bildung über 
lärmbekämpfung bis hin zu Maßnahmen für den 
Klimaschutz. 

Mit dem Programm zeigt der bund, dass er 
bereit ist verantwortung zu übernehmen, um 
wachsenden unterschieden zwischen struktur-
starken und strukturschwachen Kommunen und 
regionen entgegenzuwirken. die zur verfügung 
gestellten Mittel des bundes werden den kom-
munalen Investitionsstau nicht auflösen können. 
die zusätzlichen bundesmittel machen gerade 
mal 3 % des kommunalen Investitionsrückstands 
aus. dennoch begrüßt der deutsche Städtetag 
das Programm, denn es weist in die richtige 
richtung. die nunmehr in den ländern geführ-
ten debatten zur frage, welche Kommunen denn 
nun finanzschwach seien, zeigen aber auch, dass 
es notwendig ist, den diskurs über ursachen 
und ausmaß kommunaler finanz- und Struktur-
schwäche zu intensivieren. 

Expertenkommission „Stärkung von  
Investitionen in Deutschland“
die expertenkommission, die im auftrag des bun-
desministeriums für Wirtschaft und energie tätig 
war, hat im april 2015 ein Konzept zur „Stärkung 
von Investitionen in deutschland“ vorgelegt. Zen-
trale botschaft: die öffentliche Investitionsschwä-
che lässt sich in erster linie beheben, indem neue 
Handlungsmöglichkeiten für die Kommunen ge-
schaffen werden. das Konzept spricht sich – über 
das erwähnte Programm des bundes hinaus – u. a. 
für die Schaffung eines „nationalen Investitions-
pakts für Kommunen“ (nIK) in Höhe von 15 Mrd. 
euro aus. der Pakt soll zeitlich nicht begrenzt und 
flexibel ausgerichtet sein. die Mittel sollen nicht 
nur für Infrastrukturerweiterung, sondern auch für 
Instandhaltung eingesetzt werden können. das ist 
wichtig, weil die vernachlässigung der laufenden 
unterhaltung den Investitionsstau vergrößert.

Zudem wird die Schaffung einer von bund und 
ländern getragenen „Infrastrukturgesellschaft für 
Kommunen“ empfohlen. dabei soll es sich um ein 
angebot handeln, dass jene Kommunen nutzen 
können, die unterstützung bei Planung und um-
setzung von Projekten wünschen. das kann für all 
jene Kommunen eine entlastung sein, die vor dem 
Hintergrund fortgesetzter Haushaltskonsolidie-
rungsprozesse in den vergangenen jahren massiv 
Personal in diesen bereichen abbauen mussten.

ob die von der expertenkommission vorgeschla-
genen Maßnahmen zum abbau des kommunalen 
Investitionsrückstandes zum tragen kommen, ist 
bisher offen. Wir halten diese ansätze und vor-
schläge für sinnvoll.

Notwendige Bedingungen 
für Investitionsprogramme 
eines ist aber auch klar: ein unzureichender finanz-
rahmen für Kommunen ist das größte Hemmnis 
für öffentliche Investitionen in deutschland. not-
wendige voraussetzung für verstärkte kommunale 
Investitionstätigkeit ist deshalb in jedem falle eine 
Stärkung der eigenmittel der Kommunen. und da-
mit sind wir bei den zentralen strukturellen fragen. 
nur eine fest verankerte und regelgebundene ent-
lastung der Kommunen von sozialen leistungen 
durch den bund sowie die Möglichkeit zur direk-
ten Kooperation zwischen bund und Kommunen 
können die kommunale finanzsituation nachhaltig 
verbessern. 

auch dem bund würde es politisch helfen. er 
ist nämlich gut beraten, auf die Kraft kommunaler 
Selbstverwaltung und die fähigkeiten der kommu-
nalen ebene zu vertrauen, örtliche Investitionsbe-
darfe sachgerecht zu identifizieren. lokale Infra-
struktur schafft erst die voraussetzung für wirt-
schaftliche entwicklung.

Wachsende kommunale  
Investitionen in 2015?
Prognosen zu kommunalen Investitionen unter-
liegen besonderen unsicherheitsfaktoren, weil es 
gegenläufige entwicklungen gibt: In den finanziell 

stabilen Kommunen stehen der erhalt und die er-
tüchtigung der Infrastruktur als gleichberechtig-
tes Ziel neben dem Schuldenabbau. einnahmezu-
wächse führen in finanziell stabilen Kommunen 
daher nur in geringem umfang zu einer verbes-
serung des finanzierungssaldos, aber zugleich zu 
einer auch gesamtstaatlich sinnvollen ausweitung 
der Investitionstätigkeit.

In finanzschwächeren Kommunen hat die Haus-
haltskonsolidierung oberste Priorität. die in nahe-
zu allen ländern für diese Kommunen eingeführ-
ten Programme zur entschuldung bzw. Haushalts-
sicherung setzen enge grenzen für Investitionen 
und orientieren auf den jährlichen Haushaltsaus-
gleich. aber vor dem Hintergrund der förderung 
von Investitionen finanzschwacher Kommunen 
durch den bund gehen wir derzeit für das jahr 
2015 von einem deutlichen anstieg der Investiti-
onen um knapp 7 % aus. es wird von den wei-
teren rahmensetzungen und der umsetzung der 
Schuldenbremse abhängen, ob ein trendwechsel 
zu kontinuierlich steigenden kommunalen Inves-
titionen in den kommenden jahren gelingt. ein 
solcher trendwechsel ist dringend geboten. er ist 
nicht nur entscheidend für die Qualität des Wirt-
schaftsstandortes deutschland, sondern und vor 
allem für die lebenswirklichkeit der bürgerinnen 
und bürger unseres landes. 

Helmut Dedy  
Ständiger Stellvertreter des Hauptge-
schäftsführers des Deutschen Städte- 
tages, Beigeordneter für Finanzen 
www.staedtetag.de
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das thema „Infrastruktur-Investitionen“ 
steht derzeit im fokus der wirtschaftspoli-
tischen diskussion. denn Investitionen sind 

der Schlüssel für die Zukunft einer volkswirtschaft. 
Wenn in deutschland nicht hinreichend investiert 
wird, setzen wir demnach unsere Zukunft aufs 
Spiel. und das wäre politisch unverantwortlich. Wo 
zu wenig investiert wird, kommt auch mangeln-
de Zuversicht zum ausdruck, was die Zukunft des 
eigenen landes angeht. Wenn wir unsere Wett-
bewerbsfähigkeit und unseren Industriestandort 
erhalten wollen, dann brauchen wir eine leistungs-
fähige Infrastruktur und hochmoderne und -pro-
duktive unternehmen.

die Schwäche der öffentlichen Investitionen in 
deutschland kann zu einem guten teil auf die In-
vestitionszurückhaltung der Kommunen zurückge-
führt werden. derzeit entfällt nur noch etwas über 
ein drittel der gesamten staatlichen Investitionen 
in deutschland auf die Kommunen. noch bis Mitte 
der 1990er jahre lag der anteil der Städte, gemein-
den und landkreise an den gesamten öffentlichen 
bruttoinvestitionen stabil bei über 50 %. In diesem 
Zusammenhang sollte berücksichtigt werden, dass 
unsere Städte und gemeinden auch Standort von 
mehr als 3 Millionen betrieben sind, die eine intakte 
Infrastruktur dringend benötigen. 

es ist noch nicht allzu lange her, da wurden die-
jenigen belächelt, die von einer Investitionslücke in 
deutschland sprachen, obwohl insbesondere inter-
nationale Studien auf diesen Investitionsstau früh-
zeitig hingewiesen haben. auch die europäische 
Kommission, der Internationale Währungsfonds 
(IWf) und die organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und entwicklung (oeCd) haben ei-
ne spürbare ausweitung der staatlichen Investiti-
onstätigkeit in deutschland gefordert, da sich die 
Qualität der Infrastruktur in deutschland über die 
letzten jahre kontinuierlich verschlechtert hat. die 
statistischen erkenntnisse decken sich im Übrigen 
mit dem, was im alltag ganz konkret wahrgenom-
men werden kann: Im bereich der öffentlichen In-
frastruktur sind große defizite nur allzu offensicht-
lich; baufällige autobahnen, brücken oder Schulge-
bäude müssen gesperrt bzw. geschlossen werden. 
Hauptschlagadern unseres verkehrsnetzes werden 
dadurch stark beeinträchtigt. bürgerinnen und 
bürger verlieren viel Zeit in Staus und der Industrie 

Stärkung kommunaler 
Infrastrukturinvestitionen 
ergebnisse der expertenkommission  
„Stärkung von Investitionen in deutschland“

Autoren Dr. Philipp Steinberg und Dr. Raphael L’Hoest

entstehen durch lieferverzögerungen hohe Kosten. 
nicht minder groß ist der nachholbedarf, der sich in 
den Städten und gemeinden angestaut hat. 

Im Koalitionsvertrag wurde demnach auch klar 
formuliert, die Investitionsquote deutschlands über 
den oeC-durchschnitt zu heben. diese Investitions-
lücke wird in zahlreichen wissenschaftlichen arbei-
ten mit ca. 3 bis 4 % unserer Wirtschaftsleistung 
beziffert. In nominellen größen bedeutet dies einen 
betrag von rund 100 Mrd. euro jährlich. Wenn man 
bedenkt, dass im bereich der verkehrsinfrastruktur 
jährlich 7 Mrd. euro bis 10 Mrd. euro allein für die 
Instandhaltung fehlen, dann erscheint der gesam-
tinvestitionsbetrag durchaus realistisch.  

die wirtschaftlichen rahmenbedingungen sind 
hierfür günstig wie lange nicht mehr: die lage der 
öffentlichen Haushalte hat sich erheblich verbessert. 
das eröffnet Spielräume, ohne dass neue Schulden 
aufgenommen werden müssen. Zuallererst sollten 
daher Haushaltsspielräume für weitere Investitionen 
genutzt werden. gute volkswirtschaftliche eckda-
ten sind allerdings eine notwendige, aber längst 
noch keine hinreichende bedingung für eine hohe 
Investitionstätigkeit. deshalb ist das klare bekennt-
nis der bundesregierung zu einer aktiven Politik für 
mehr öffentliche Investitionen von großer bedeu-
tung. das bundeswirtschaftsministerium plant, zen-
trale vorhaben zur Stärkung der Investitionstätigkeit 
in deutschland im Herbst in form von eckpunkten 
im Kabinett zu verabschieden.

Ergebnisse der „Fratzscher-Kommission“
vor diesem Hintergrund hat bundeswirtschaftsmi-
nister gabriel im august vergangenen jahres eine 
hochrangige expertenkommission zur „Stärkung 
von Investitionen in deutschland“ unter vorsitz 
des Präsidenten des deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung, Professor Marcel fratzscher, be-
rufen. Zu den Mitgliedern der Kommission gehör-
ten vertreter der kommunalen Spitzenverbände, 
des dIHK sowie von banken und versicherungen 
und auch der gewerkschaften und Wissenschaft. 
Im frühjahr diesen jahres hat die Kommission im 
rahmen eines hochrangigen Investitionskongres-
ses ihren „Zehn-Punkte-Plan“ vorgestellt, um den 
Investitionen in deutschland auch in längerfristiger 
Perspektive einen kräftigen Schub zu verleihen. 

auch wenn es innerhalb der Kommission durch-

aus unterschiedliche Positionen insbesondere zum 
thema private finanzierung öffentlicher Investitio-
nen und Steuerpolitik gab, so bildet der vorliegende 
abschlussbericht einen ungewöhnlich breiten ge-
sellschaftlichen Konsens ab. er zielt sowohl darauf 
ab, dem Staat und vor allem den Kommunen neue 
gestaltungsmöglichkeiten anzubieten, als auch an-
reize für private Investitionen zu verbessern und 
auch Marktmechanismen zu stärken. die empfeh-
lungen der Kommission decken sich zu weiten tei-
len mit denen der bundesregierung: auch für die 
expertenkommission liegt der Schlüssel für mehr 
Zukunftsinvestitionen vor allem auf der kommuna-
len ebene. 

für den bereich der bundesfernstraßen regt die 
expertenkommission an, die einrichtung einer öf-
fentlichen verkehrsinfrastrukturgesellschaft zu prü-
fen. diese gesellschaft soll autonom und kosten-
günstiger agieren können und sich stärker an kon-
kreten verkehrspolitischen anforderungen orien-
tieren. Sie sollte mehrheitlich in öffentlicher Hand, 
aber auch privatrechtlich organisiert sein, damit sie 
sich selbständig über den Kapitalmarkt finanzieren 
kann, um in jahren eines hohen Investitionsbedarfs 
diesen decken zu können. ein solcher vorschlag 
könnte dazu beitragen, verkehrsinvestitionen zu 
beschleunigen. eine Privatisierung der bundesfern-
straßen ist damit nicht verbunden. die Wahrung der 
öffentlichen Kontrolle der bundesautobahnen kann 
und darf nicht zur disposition stehen. es geht ledig-
lich darum, vorhandenen Investitionsbedarf unter 
öffentlicher Kontrolle effizient zu befriedigen.

die Kommission schlägt darüber hinaus eine 
stärkere Selbstbindung des Staates hinsichtlich öf-
fentlicher Investitionen vor. es handelt sich dabei 
um eine modifizierte rückkehr zur „goldenen regel 
der finanzpolitik“. der Staat sollte sich rechtlich bin-
den, damit Investitionen zumindest so hoch sind, 
dass sie die abschreibung auf das Staatsvermögen 
kompensieren. es geht dabei ausdrücklich nicht 
um die Infragestellung der grundgesetzlich festge-
schriebenen Schuldenregel, sondern lediglich um 
eine haushaltsrechtliche regelung, so dass finanzi-
elle Spielräume durch unerwartete Überschüsse in 
Zukunft prioritär für öffentliche Investitionen ver-
wendet werden.

Hinsichtlich der privaten finanzierung öffentlicher 
Infrastruktur – Öffentliche-Private Partnerschaften 
(ÖPP) – nimmt die Kommission keine eindeutige 
Position ein. die entscheidung für oder wider ÖPP 
sollte aus Sicht der Kommission vielmehr immer von 
den bedingungen im konkreten einzelfall abhängig 
gemacht werden. aus schlichter Haushaltsnot von 
Kommunen sollten ÖPP-Projekte sicher nicht umge-
setzt werden. eine adäquate finanzausstattung der 
kommunalen ebene sollte es vielmehr ermöglichen, 
sachgerecht zu prüfen, welches finanzierungsmo-
dell für ein konkretes Projekt für die gemeinde das 
beste ist. um es hier nochmals ganz klar zu sagen: 
Insbesondere die vertreter der Kommunen haben 
in der Kommission für eine unvoreingenommene 
Herangehensweise an ÖPP plädiert. genauso klar 
ist aber auch: ÖPP sind keine Wundermittel. Sie 
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können im einzelfall sinnvoll sein – sie sind aber zu 
unbedeutend, um die ideologischen debatten um 
sie zu rechtfertigen.

In bezug auf die private finanzierung von Infra-
strukturprojekten schlägt die fratzscher-Kommissi-
on konkret die Prüfung sowohl eines „öffentlichen 
Infrastrukturfonds“ für institutionelle Investoren als 
auch eines „bürgerfonds“ für Kleinsparer vor. diese 
fonds sollen öffentliche Infrastrukturprojekte bün-
deln und somit das risiko für bürger und Investoren 
reduzieren und letztlich die finanzierungskosten für 
den Staat senken. dabei handelt es sich wiederum 
nicht um eine Privatisierung der öffentlichen Infra-
struktur, sondern um Kapitalsammelstellen unter 
öffentlicher Kontrolle.

Kommunale Investitionen stärken
die „fratzscher Kommission“ hat wie bereits er-
wähnt ihren fokus aus guten gründen auf die kom-
munale ebene gelenkt. denn vor allem die kommu-
nalen Investitionen waren in den vergangenen jah-
ren außerordentlich schwach. Im Zeitraum 2003 bis 
2013 ist das nettoanlagevermögen der Städte und 
gemeinden um 46 Mrd. euro zurückgegangen. dies 
ist auch nicht wirklich überraschend, wenn man be-
rücksichtigt, dass die Kommunen nach 2000 durch 
stark steigende Sozialausgaben zusätzlich massiven 
finanziellen belastungen ausgesetzt waren. den 
Kommunen wurden in erheblichem umfang zu-

sätzliche aufgaben übertragen, ohne dass dies mit 
einer höheren finanzausstattung einhergegangen 
wäre. und tatsächlich ist der anteil der Sozialausga-
ben an den gesamtausgaben im Zeitraum 1970 bis 
2014 um annähernd 15 Prozentpunkte gestiegen. 
gleichzeitig verringerte sich der anteil der Sachin-
vestitionen von über einem drittel auf nur noch 
etwa ein Zehntel. relativ konstant, gerade seit be-
ginn des letzten jahrzehnts, entwickelte sich dage-
gen der anteil der ausgaben für laufenden Sach-
aufwand, Personal und Zinsen. eine dramatische 
ausweitung der kommunalen Kassenkredite, die 
eigentlich nur der Überbrückung von unterjährigen 
liquiditätsschwankungen dienen, war unausweich-
lich. ende 2014 beliefen sich diese Kassenkredite der 
gemeinden und gemeindeverbände (ohne Stadt-
staaten und Zweckverbände und starker regionaler 
Streuung) auf rund 50 Mrd. euro. 

der kommunale Investitionsstau wird von der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau in ihrem im Mai die-
sen jahres veröffentlichten „Kommunalpanel“ auf 
132 Mrd. euro geschätzt. Wie oben erwähnt führte 
auch das bMWi im frühjahr diesen jahres eine eige-
ne online-umfrage bei mehr als 1.000 Kämmerern 
in den gemeinden durch. das Ziel der Kommunal-
umfrage lag zum einen darin, ein möglichst reprä-
sentatives bild von der Struktur, dem umfang und 
den ursachen des kommunalen Investitionsrück-
stands zu gewinnen. darüber hinaus ging es aber 

auch darum, umfassende Informationen über die 
aktuellen Hemmnisse und bisherigen erfahrungen 
im bereich der Infrastrukturbereitstellung auf kom-
munaler ebene zu erhalten. ein weiteres Interesse 
galt der art und dem ausmaß des kommunalen un-
terstützungsbedarfs bei der Planung, durchführung 
und evaluation von Infrastrukturvorhaben. der in 
der bMWi-umfrage auf das gesamte bundesgebiet 
hochgerechnete kommunale Investitionsrückstand 
beläuft sich sogar auf 156 Mrd. euro.

auch wenn nach wie vor dringlicher Handlungs-
bedarf besteht, ist die bundesregierung allerdings 
nicht tatenlos geblieben. So trägt der bund zum 
beispiel seit 2005 einen teil der unterkunftskos-
ten für arbeitsuchende und seit 2014 die Kosten 
der grundsicherung im alter und bei erwerbsmin-
derung zu 100 %. der bund hat darüber weitere 
Schritte eingeleitet, etwa durch die entlastungen im 
vorgriff auf das bundesteilhabegesetz und die zu-
sätzlichen Mittel für den Städtebau und den ausbau 
von Kitas. In diesem frühjahr konnten noch einmal 
gezielte finanzhilfen des bundes für mehr Investiti-
onen in den Kommunen mobilisiert werden. davon 
profitieren besonders die Städte und gemeinden, 
die es am nötigsten haben. das neue Investitions-
programm in Höhe von 3,5 Mrd. euro soll den fi-
nanzschwachen Kommunen – also solchen mit  
vielen langzeitarbeitslosen und hohen Kassenkredi-
ten – zu gute kommen. dabei wurde die kommu-

„ Die Bekämpfung von Rechts extremismus ist 
nach wie vor ein aktuelles und zentrales  Thema. 
Wer den ,blick nach rechts‘ regelmäßig liest, 
erkennt die aktuellen Gefahren von Rechtsaußen 
und kann sachkundig argumentieren.“ 
 
Schirmherrin Ute Vogt

Weitere Informationen im Netz: www.bnr.de
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Dr. Philipp Steinberg 
Leiter des Ministerbüros und der Unter-
abteilung Politische Planung im Bundes-
ministerim für Wirtschaft und Energie 
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nale eigenbeteiligung bewusst niedrig angesetzt, 
denn dringend benötigte Investitionen dürfen nicht 
an fehlenden eigenmitteln scheitern. Hinzu kom-
men die weitere finanzielle entlastung von 1,5 Mrd. 
euro im jahr 2017 und die unterstützung für die un-
terbringung von flüchtlingen von zweimal 500 Mio. 
euro in diesem und in nächstem jahr. Wenn man die 
verschiedenen bislang beschlossenen und in Kraft 
tretenden Maßnahmen aufaddiert, errechnet sich 
eine entlastungswirkung von über 15 Mrd. euro bis 
2018. bei berücksichtigung der Kostenübernahme 
bei der grundsicherung im alter kommt man sogar 
auf einen betrag in Höhe von 20 Mrd. euro. damit 
ist das größte kommunale entlastungsprogramm 
seit jahrzehnten auf den Weg gebracht. 

vor dem Hintergrund des trotz dieser Maßnah-
men bestehenden chronischen Investitionsnot-
stands in den Kommunen empfiehlt die Kommis-
sion die umsetzung eines „nationalen Investitions-
pakts für Kommunen“. er setzt auf der erkenntnis 
auf, dass allein 15 Mrd. euro in den kommenden 
drei jahren notwendig wären, um zumindest den 
rechnerischen Substanzverfall aufzuhalten. Zur um-
setzung des Plans werden zahlreiche Maßnahmen 
vorgeschlagen.

dabei geht es neben weiterer finanzieller unter-
stützung nicht nur um fragen der finanzausstat-
tung – so wichtig diese auch sind. viele Kommunen 
haben auch einen großen beratungsbedarf bei der 
Planung und umsetzung von Projekten. die exper-
tenkommission schlägt deswegen die gründung 
einer „Infrastrukturgesellschaft für Kommunen“, 
die die Kommunen bei der auswahl und durchfüh-
rung von Infrastrukturvorhaben beratend zur Seite 
stehen soll, vor. es geht dabei ausdrücklich nicht 
um eine bevormundung der Kommunen bzw. ei-
ne unterminierung ihrer verfassungsmäßig vorge-
geben Kompetenzen. vielmehr sollen ihnen ganz 
konkrete beratungsangebote gemacht werden, 
zum beispiel, wie Projektrisiken besser berücksich-
tigt werden können. die im frühjahr diesen jahres 
vom bundesministerium für Wirtschaft und energie 
(bMWi) eigens durchgeführte umfrage bei Kommu-
nen mit einem rücklauf von über 1.000 antworten 
von Kommunen zeigt zum beispiel, dass vor allem 
schwächere und kleinere Kommunen häufig noch 
nicht einmal Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
durchführen können, um Investitionsprojekte sys-
tematisch zu evaluieren und zu planen. detaillierte 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen können häufig 
aufgrund der zunehmend unzureichenden personel-
len Kapazitäten nicht durchgeführt werden. auch 
in weiteren Phasen der Planung und durchführung 
von Projekten wird unterstützungsbedarf gesehen. 
dies betrifft u. a. fragen der ausschreibung, des 
vergabeverfahrens, der angebotsbewertung, von 
vertragsänderungen und das thema evaluation.

entscheidend ist nun, dass diese neuen finanziel-
len Spielräume nicht sofort wieder aufgezehrt wer-
den. bei der aufnahme von flüchtlingen kommen 
weitere enorme Herausforderungen auf die Kom-
munen zu – auch finanziell. bund und länder soll-
ten sich zeitnah auf eine einvernehmliche lösung 

einigen, so dass durch finanzielle Planungssicherheit 
wieder mehr finanzielle Mittel für die kommunale 
Infrastruktur zur verfügung stehen.

um die kommunale Infrastruktur gerade in struk-
turschwachen gebieten zu stärken, kommt der 
regionalpolitik eine besondere bedeutung zu. die 
Mittel für die sogenannte gemeinschaftsaufgabe 
„verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
(grW) kommen unmittelbar aus dem Haushalt des 
bundeswirtschaftsministeriums. Mit dem auslaufen 
des Solidarpakt  II steht die regionalförderung vor 
einer grundlegenden neuausrichtung: die tren-
nung nach neuen und alten ländern soll – gemäß 
Koalitionsvertrag – aufgehoben werden. ausge-
hend von der bewährten grW wird derzeit ein för-
dersystem erarbeitet, das alle strukturschwachen 
regionen unabhängig von der Himmelsrichtung, 
also gleichermaßen in ost und West, berücksich-
tigen wird und schließlich auch für die betroffenen 
Kommunen eine investitionssteigernde Wirkung 
entfalten soll.

Private Investitionen erhöhen 
Privaten Investitionen kommen in einer volkswirt-
schaft mit blick auf ihre Wettbewerbsfähigkeit be-
sondere bedeutung zu. dies wird in der öffentlichen 
debatte oft nicht hinreichend hervorgehoben. da-
bei ist es wichtig, den Zusammenhang zwischen 
öffentlichen und privaten Investitionen im auge zu 
behalten. denn eine leistungsfähige öffentliche In- 
frastruktur dient nicht nur dem privaten Konsum der 
bürgerinnen und bürger, sondern ist auch essenzi-
elle voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit 
privater unternehmen. eine mangelnde öffentliche 
Infrastruktur hat deshalb auch geringere private In-
vestitionen zur folge.

In deutschland werden fast 90 % der gesamt-
wirtschaftlichen Investitionen von privater Seite 
getätigt. für die langfristige Sicherung der Wettbe-
werbsfähigkeit und des Wohlstands werden daher 
dringend höhere Investitionen von unternehmens-
seite benötigt. doch auch die private Investitions-
tätigkeit hat sich in den letzten jahren schwach 
entwickelt und beeinträchtigt damit auf dauer 
unsere Wettbewerbsfähigkeit. Wichtige regulie-
rungsbereiche sind hierbei der ausbau von Übertra-
gungs- und verteilnetzen und der breitbandausbau. 
darüber hinaus geht es um die erleichterung von 
unternehmensgründungen, bessere bedingungen 
für Wagniskapital, die entlastung der unternehmen 
von bürokratielasten und die Sicherung des bedarfs 
an fachkräften. 

und es geht auch um Steuerpolitik. dies war ein 
in der fratzscher-Kommission hoch umstrittener – 
und sehr technischer – themenkomplex. ausgangs-
punkt ist die feststellung, dass in deutschland die 
fremdkapital- gegenüber der eigenkapitalfinanzie-
rung schlechter gestellt ist. dies ist darauf zurück-
zuführen, dass fremdkapital als betriebsausga-
be abzugsfähig ist, während eigenkapital auf der 
ebene der gesellschaft wie auch der gesellschafter 
besteuert wird – auch wenn dieser doppelten be-
steuerung durch teileinkünfteverfahren und Höhe 

des Körperschaftsteuersatzes teilweise rechnung 
getragen wurde. dennoch besteht eine deutliche 
Schlechterstellung der eigenkapitalfinanzierung. 
deswegen schlägt die fratzscher-Kommission hier 
– wie schon der Sachverständigenrat – einen kal-
kulatorischen Zinsabschlag auf das eigenkapital vor, 
um die bemessungsgrundlage zu verringern – aus-
drücklich unter der Maßgabe, dass die Steuerausfäl-
le auch für die Kommunen zu kompensieren sind.

der vorgeschlagene Mechanismus ist nicht der 
einzig denkbare, und Kritik ist erlaubt. es gibt auch 
alternative Modelle. dennoch plädieren wir dafür, 
nicht jede steuerpolitische debatte schon deswe-
gen im Keim zu ersticken, weil sie prima facie mit 
Mindereinnahmen verbunden ist. Ist dies der fall, 
muss – insbesondere für die Kommunen – im rah-
men einer gesamtlösung eine gegenfinanzierung 
sichergestellt werden. 

Fazit 
die Stärkung von öffentlichen und privaten Investi-
tionen ist eine der wichtigsten politischen Heraus-
forderungen in dieser legislaturperiode. die kom-
munalen Investitionen waren zu lange rückläufig 
– dieser trend muss mit zielgerechten Maßnahmen 
gebrochen werden. notwendig sind höhere priva-
te und öffentliche Investitionen in eine starke In-
frastruktur, in ein leistungsfähiges bildungssystem 
sowie investitionsfreundliche rahmenbedingungen. 

die empfehlungen der „fratzscher-Kommission“ 
bieten eine gute orientierung, wie dies in deutsch-
land gelingen kann. auch wenn sich erste erfolge 
der Wirtschaftspolitik der bundesregierung einstel-
len, sind noch zahlreiche anstrengungen zu leisten. 
die vorschläge der „fratzscher-Kommission“ sind 
deshalb auch nicht der endpunkt, sondern vielmehr 
der ausgangspunkt für die weitere arbeit an diesem 
wichtigen thema. In den kommenden Wochen und 
Monaten werden die gespräche dazu mit den kom-
munalen Spitzenverbänden, den ländern und auch 
den Sozialpartnern intensiv weitergeführt werden 
müssen und hoffentlich vorzeigbare lösungen her-
vorbringen. die aktuellen gesamtwirtschaftlichen 
rahmendaten dafür sind sehr gut. Was wir aber 
zunächst brauchen ist ein gemeinsamer verbindli-
cher politischer Wille, die vereinbarten Maßnahmen 
dann auch umzusetzen.
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d er verfall der kommunalen Infrastruktur 
ist vielerorts sichtbar, wenn im Schulge-
bäude der Putz abblättert oder die Straße 

voller Schlaglöcher ist. Zu diesen auffälligen Indi-
zien kommen unterlassener neubau von gebäu-
den oder nicht erfolgter ausbau von Infrastruktur. 
Hilfen für mehr Investitionen sind dringend nötig. 
die KfW-bankengruppe bezifferte den kommuna-
len Investitionsrückstand im Mai 2015 auf rund 132 
Milliarden euro. viele gebäude und Straßen wer-
den schon seit jahren mehr notdürftig ausgebes-
sert als grundlegend repariert. Hoch verschuldete 
Kommunen können aus eigener Kraft hieran nicht 
viel ändern.

ein baustein zur verbesserung dieser Situation 
ist das kommunale Investitionspaket mit einem 
volumen von insgesamt 5 Milliarden euro. diese 
teilen sich in einen Investitionsfonds mit einem vo-
lumen von 3,5 Milliarden euro und eine erhöhung 

Investitionspaket 
für Kommunen überfällig
um den verfall der kommunalen Infrastruktur zu  
stoppen, stellt der bund fünf Milliarden euro bereit

Autor Sebastian Hartmann, MdB

der kommunalen entlastung im jahr 2017 um 1,5 
Milliarden euro auf insgesamt 2,5 Milliarden euro.

Kommunale Mandatsträgerinnen und Man-
datsträger können die Informationen zu dem 
Paket auf zweierlei Weise nutzen. erstens gilt es 
herauszustellen, dass die SPd-bundestagsfrakti-
on sich in der Koalition erfolgreich für finanzielle 
entlastungen der Kommunen einsetzt. Zweitens 
können fraktionen im rahmen der förderkrite-
rien des kommunalen Investitionsfonds Ideen 
entwickeln und anträge stellen, welche Projekte 
mit dem geld verwirklicht werden sollen.

der SPd-bundestagsfraktion war wichtig, 
dass insbesondere strukturschwache Kommu-
nen mit finanziellen Schwierigkeiten von dem 
Paket profitieren, was sich im verteilungsschlüs-
sel der Mittel auf die bundesländer widerspie-
gelt. berücksichtigt wurden zu je einem drittel 
die einwohnerzahl, die Höhe der Kassenkredite 

und die arbeitslosenquote. der eigenanteil, den 
die gemeinden und gemeindeverbände auf-
bringen müssen, beträgt nur zehn Prozent. die 
länder sind aufgefordert, dass finanzschwache 
Kommunen diesen eigenanteil tatsächlich auf-
bringen können und ihnen nicht etwa die Kom-
munalaufsicht Steine in den Weg legt. 

förderfähig sind Investitionen mit Schwer-
punkt Infrastruktur, bildungsinfrastruktur und 
Investitionen mit Schwerpunkt Klimaschutz. 
Zur ersten gruppe zählen etwa Krankenhäuser, 
lärmschutz bei Straßen, städtebauliche Maß-
nahmen zur Herstellung von barrierefreiheit, 
energetische Sanierung sowie breitbandausbau 
in ländlichen regionen. die zweite gruppe er-
fasst neben Kita und Schule auch einrichtungen 
der Weiterbildung. 

es muss sich dabei um Maßnahmen handeln, 
die nach dem 30. juni 2015 begonnen wurden 
und vor jahresende 2018 vollständig abgenom-
men werden. bewusst hat der bundesgesetzge-
ber auch die Möglichkeit eröffnet, dass die Kom-
munen fördermittel an träger weiterreichen 
können, die förderfähige Projekte durchführen 
könnten. So darf beispielsweise auch eine Kin-
dertagesstätte in der trägerschaft eines Wohl-
fahrtsverbandes oder der Kirchen gefördert 
werden. 

derzeit arbeiten die länder an der umsetzung 
des Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes 
des bundes, indem sie eigene durchführungsge-
setze erlassen. dabei sind sie relativ frei in ihrer 
entscheidung, nach welchem Schlüssel sie die 
bundesmittel an ihre Kommunen weiter vertei-
len. In nordrhein-Westfalen wurden bereits die 
Summen veröffentlicht, die auf die einzelnen 
Kommunen entfallen. jetzt gilt es für ratsfrak-
tionen, bürgermeisterinnen und bürgermeister, 
sich über eine sinnvolle nutzung der Mittel ge-
danken zu machen und diese frühzeitig in die 
politische diskussion einzubringen. dabei sind 
sie herzlich aufgefordert, nicht damit hinter dem 
berg zu halten, wem die Kommunen den geld-
segen zu verdanken haben: der erfolgreichen 
arbeit der SPd-bundestagsfraktion. die kommu-
nale entlastung war bei den Koalitionsverhand-
lungen im bund ein zentrales element – und wir 
haben uns durchgesetzt.

V.i.S.d.P.:  
Petra Ernstberger, Parlamentarische Geschäftsführerin,  
Platz der Republik 1, 11011 Berlin, Tel.: (030) 227-744 20,  
petra.ernstberger@bundestag.de

Energetische Sanierung zählt zu den Förderschwerpunkten. 

Sebastian Hartmann ist Mitglied der 
Arbeitsgruppe Kommunalpolitik der SPD-
Bundestagsfraktion.
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F ür einen leistungsstarken und zuverlässigen 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPnv) ist 
eine funktionsfähige und zeitgemäße kom-

munale verkehrsinfrastruktur unerlässlich. Seit den 
1970er jahren unterstützt der bund die Kommunen 
bei der finanzierung des kommunalen verkehrs. 
ohne die zusätzlichen finanzierungsinstrumente 
des bundes aus dem gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz wäre der neu- und ausbau kommu-
naler verkehrsinfrastruktur, die das entscheidende 
fundament für leistungsfähige verkehrsangebote 
mit bussen und bahnen darstellt, in vielen Städten 
nicht möglich gewesen. von den attraktiven an-
geboten profitieren letzten endes alle fahrgäste, 
die umwelt und die gesamte gesellschaft.

Gemeindeverkehrsfinanzierung –  
Eine Erfolgsgeschichte „Made in Germany“
In den 1960er jahren befand sich das gesamte bun-
desdeutsche verkehrswesen in einer umbruchpha-
se. Im Straßenverkehr stieg die PKW-anzahl un-
aufhaltsam und in keinem anderen land der Welt 
nach der uSa wurden mehr neue Straßen gebaut 
als in deutschland. auch im luftverkehr waren 
enorme Investitionen erforderlich, um die flug-
häfen für die aufkommenden großraumflugzeuge 
zu ertüchtigen. der Zustand der Straßenbahninf-
rastruktur befand sich noch auf vorkriegsniveau. 
Immer mehr autos behinderten die Straßenbah-
nen und sorgten im nahverkehr für unattraktive, 
hohe reisezeiten. Im jahr 1967 legte der dama-
lige bundesverkehrsminister georg leber (SPd) 
das verkehrspolitische grundsatzprogramm der 
bundesregierung für die jahre 1968 bis 1972 vor. 
Zahlreiche Maßnahmen des wegweisenden „le-
ber-Plans“ wurden in den folgejahren umgesetzt 
und beeinflussen das deutsche verkehrswesen bis 
heute, darunter die bundesverkehrswegeplanung, 
das gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (gvfg) 
und die gründung erster tarifgemeinschaften, den 
vorläufern der heutigen verkehrsverbünde.

Seit Inkrafttreten des gvfg konnten Investiti-
onen zur verbesserung der verkehrsverhältnisse 
in den Kommunen in Höhe von über 100 Mrd. 
euro getätigt werden. dies hat im internationalen 
vergleich in deutschland zu hervorragenden Stan-
dards bei der kommunalen verkehrsinfrastruktur 
geführt und ist eine erfolgsgeschichte „Made in 

Planungssicherheit für 
die Verkehrsinfrastruktur 
rahmenbedingungen der kommunalen  
verkehrsinfrastrukturfinanzierung

Autor Oliver Wolff

germany“. deutschlandweit gibt es unzählige Pro-
jekte, deren umsetzung ohne die finanzielle un-
terstützung des bundes nicht erfolgt wäre – zum 
beispiel:
•	die Städteverbindung u35 von bochum nach 

Herne bringt täglich 90 000 fahrgäste in einer 
wesentlich kürzeren fahrtzeit als zuvor ans Ziel.

•	die verlängerung der Straßenbahnlinie 10 in 
dresden um 1,6 km bis zur dresdner Messe wur-
de pünktlich zum evangelischen Kirchentag 2011 
fertig gestellt.

•	der neubau des nordbahnhofs in Ingolstadt zu 
einer modernen verkehrsdrehscheibe ermöglicht 
eine optimale verknüpfung der verkehrsträger 
bahn, bus, fahrrad und PKW.

Neuer Sachstand der Verkehrsfinanzierung 
mit der Föderalismusreform I
diese verkehrsprojekte tragen dazu bei, die Mo-
bilität und lebensqualität der Menschen in den 
Kommunen sicherzustellen und beeinflussen die 
gesamte städtebauliche entwicklung positiv. das 
Problem ist jedoch: die Zukunft der gemeindever-
kehrsfinanzierung, um die wir weltweit beneidet 
werden, ist zurzeit ungewiss. Mit dem Inkrafttre-
ten der beschlüsse der föderalismusreform I im 
jahr 2007 haben die bundesländer mehr verant-
wortung für den verkehrsbereich gefordert und 
auch erhalten. es wurde beschlossen, dass mit 
jährlich 333 Mio. euro dotierte gvfg-bundespro-
gramm für große Investitionsvorhaben im kom-
munalen ÖPnv nur noch bis ende 2019 fortzu-
führen.

die Mittel aus dem ehemaligen gvfg-landes-
programm wurden ebenfalls bis ende 2019 befris-
tet und gehen seitdem als entflechtungsmittel mit 
einer jährlichen dotierung von 1.335 Mio. euro 
vom bund auf die länder über. grundlage dafür 
ist das im Zuge der föderalismusreform I entstan-
dene entflechtungsgesetz. nach diesem müssen 
die länder ab dem jahr 2014 die zugewiesenen 
entflechtungsmittel lediglich investiv und nicht 
mehr zweckgebunden für den verkehrsbereich 
einsetzen. die meisten flächenländer haben be-
schlossen, die investive Zweckbindung für den 
verkehrsbereich beizubehalten.

die länder setzen mit ihren eigenen landespro-
grammen aus entflechtungsmitteln unterschied-

liche Schwerpunkte. einige länder ermöglichen 
auch ersatz- und erhaltungsinvestitionen. etwa 
60 % der bundesmittel werden von den ländern 
für vorhaben im kommunalen Straßenbau und ca. 
40 % für ÖPnv-vorhaben verwendet, wobei die 
anteile je nach bundesland erheblich variieren. 
Im ÖPnv fördern die länder aus entflechtungs-
mitteln beispielsweise emissionsarme linienbusse, 
busbahnhöfe und verkehrstelematische anlagen. 
damit entfalten die gelder eine breite flächenwir-
kung und kommen auch dem ÖPnv im ländlichen 
raum zugute.

Erheblicher Investitionsbedarf  
im kommunalen ÖPNV
angesichts stetig steigender fahrgastzahlen im 
ÖPnv stehen vor allem die Kommunen und ver-
kehrsunternehmen in prosperierenden ballungs-
räumen in den nächsten jahren vor der enormen 
Herausforderung, ihre netze auszubauen und für 
das wachsende verkehrsaufkommen zu ertüchti-
gen. die gemeinsame Studie „finanzierungsbe-
darf des ÖPnv bis 2025“ von 13 bundesländern, 
deutschem Städtetag und vdv ermittelte für 
neu- und ausbauprojekte einen Investitionsbe-
darf in Höhe von jährlich 1.770 Mio. euro. darüber 
hinaus müssen erhebliche beträge für die Sanie-
rung bestehender verkehrsanlagen aufgewendet 
werden. der Sanierungsstau im kommunalen ÖP-
nv beträgt mittlerweile rund 4,5 Mrd. euro. allein 
für den erhalt der verkehrsanlagen im schienen-
gebundenen ÖPnv sind jährlich Mittel in Höhe 
von 550 Mio. euro erforderlich. 

darüber hinaus stehen mit der im novellierten 
Personenbeförderungsgesetz bis zum jahr 2022 
geforderten vollständigen barrierefreiheit im ÖP-
nv umfangreiche Investitionsmaßnahmen bevor. 
Ihr umfang beläuft sich bundesweit auf insgesamt 
über 20,5 Mrd. euro, die von Kommunen und ver-
kehrsunternehmen finanziert werden müssen. die 
enormen absehbaren Investitionen im verkehrsbe-
reich können die Kommunen unmöglich aus eige-
ner Kraft und ohne finanzielle unterstützung des 
bundes schultern. für die Städte und ihre kommu-
nalen verkehrsunternehmen ist es daher entschei-
dend, dass der bund die bestehenden finanzie-
rungsinstrumente über das jahr 2019 hinaus fort-
setzt und ihre dotierung bedarfsgerecht erhöht. 

Wie angespannt die Haushaltslage in Städten 
und Kommunen ist, veranschaulicht das aktuelle 
KfW-Kommunalpanel 2015. demnach beläuft sich 
der über jahre aufgestaute Investitionsrückstand 
der landkreise, Städte und gemeinden im jahr 
2014 auf insgesamt rund 132 Mrd. euro. der ge-
meindefinanzbericht 2014 des deutschen Städte-
tages diagnostiziert zudem ein zunehmendes aus-
einanderdriften finanzstarker und finanzschwa-
cher Kommunen. 

Kommunen und Verkehrsunternehmen  
brauchen JETZT Planungssicherheit!
größere Projekte im verkehrsbereich erstrecken 
sich über viele jahre und haben einen langen 
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Planungsvorlauf. Projekte, die heute in Planung 
sind, werden erst im nächsten jahrzehnt realisiert. 
da die finanzierung der Investitionsvorhaben mit 
dem Wegfall der finanzierungsinstrumente über 
das jahr 2019 hinaus vollkommen unklar ist, be-
ginnen Kommunen und verkehrsunternehmen 
bereits heute nicht mehr mit der Planung zukünf-
tiger vorhaben. auch die im März 2015 von der 
bundesregierung beschlossene offensive für Zu-
kunftsinvestitionen in den jahren 2015 bis 2018 
in Höhe von 15,5 Mrd. euro, die auch ein Paket 
zur förderung bedeutsamer Investitionen finanz-
schwacher Kommunen in Höhe von 3,5 Mrd. euro 
umfasst, sieht für den kommunalen ÖPnv keiner-
lei zweckgebundene Mittel vor.

Wenn man bedenkt, dass von den jährlich rund 
10 Mrd. fahrgästen des öffentlichen verkehrs in 
deutschland allein 8 Mrd. fahrgäste den kommu-
nalen ÖPnv nutzen, dann ist die politische ent-
scheidungslosigkeit zu den finanzierungsgrundla-
gen des deutschen nahverkehrs für unsere bran-
che kaum mehr tragbar. das betrifft die unklare 
fortführung der regionalisierungsmittel ab dem 
jahr 2015 sowie die Zukunft von gvfg- und ent-
flechtungsmitteln nach dem jahr 2019. Wenn der 
bund im kommunalen nahverkehr den Problemlö-
ser für das steigende verkehrsaufkommen in den 

Städten sieht, dann muss er sich jetzt klar zur wei-
teren Mitfinanzierung der verkehrsinfrastruktur 
bekennen.

ohne frage hat die bundesregierung das 
grundsätzliche Problem der strukturellen unter-
finanzierung der deutschen Kommunen erkannt 
und über zwei Sonderprogramme zusätzliche Mit-
tel bereitgestellt. allerdings helfen pauschale und 
in Summe zu geringe Zuweisungen den verkehrs-
unternehmen vor ort für konkrete und verlässli-
che Planungen nicht weiter. ohne eine eindeutige 
Zweckbindung von geldern für den kommunalen 
(nah-)verkehr gerät der ÖPnv automatisch in den 
verteilungskampf mit anderen kommunalen auf-
gaben. am ende droht der nahverkehr als freiwil-
lige kommunale aufgabe der daseinsvorsorge bei 
der Mittelverteilung „hinten runter zu fallen“. und 
das, obwohl gerade in den ballungsräumen die 
nachfrage nach guten und verlässlichen ÖPnv-
angeboten von jahr zu jahr kontinuierlich steigt.

Sich den fragen der künftigen kommunalen 
verkehrsfinanzierung ernsthaft und nachhaltig zu 
widmen ist nicht allein aufgabe der bundesregie-
rung. an dieser Stelle muss deshalb nochmals dar-
an erinnert werden, dass die länder seinerzeit bei 
der föderalismusreform I die Zuständigkeit und 
verantwortung für den verkehrsbereich vom bund 

übernehmen wollten und dies rein formal auch ge-
tan haben. Somit ist es nur sachlogisch, dass sich 
der bund zum ende des vereinbarten Übergang-
zeitraums 2019 mit der frage beschäftigt, ob und 
wie die den ländern zugesprochene aufgabe wei-
ter aus bundesmitteln finanziert werden kann. für 
die nahverkehrsbranche wird die bundespolitische 
diskussion um Zuständigkeiten und finanzmittel 
zunehmend nicht nur zur belastung, sondern zur 
bedrohung! je länger es bei der entscheidungslo-
sigkeit zwischen bund und ländern bleibt, desto 
größer wird der finanzierungsstau in den Kommu-
nen und in ihren verkehrsunternehmen. am ende 
nimmt der deutsche ÖPnv nachhaltigen Schaden. 
dies kann nicht im Interesse der verantwortlichen 
Politik und schon gar nicht im Interesse der täglich 
rund 28 Millionen fahrgäste sein.

anzeige
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Oliver Wolff  
Hauptgeschäftsführer des Verbands 
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) 
www.vdv.de

Fo
to

: 
B

Il
d

sc
h

ö
n

, 
B

er
lI

n



20 DEMO Sonderausgabe September 2015

Finanzdefizite fordern  
strukturellen Tribut
die finanzielle Situation der öffentlichen verwal-
tung in deutschland ist im Hinblick auf die ge-
stellten aufgaben dramatisch. So konnte zwar der 
bund einen strukturell ausgeglichenen Haushalt 
für 2015 beschließen und das jahr 2014 mit ei-
ner sogenannten „schwarzen null“ beenden, auf 
kommunaler ebene wird aber für das jahr 2014 
ein negatives finanzierungssaldo ausgewiesen 
(Statistisches bundesamt, 26.03.2015). Hinzu 
kommt, dass die Mittelverteilung deutschlandweit 
in den regionen und kommunalen gebietskörper-
schaften stark differiert. Insgesamt sinken die an-
teilig zur verfügung stehenden finanzen für die 
Sanierung, den erhalt oder die neuschaffung von 
Infrastruktur. 

das Kommunalpanel 2015 untermauert diese 
Misere beispielhaft: In nahezu allen zentralen be-
reichen nehmen die beteiligten Kommunen einen 
zunehmend gravierenden Investitionsrückstand 
wahr (KfW Kommunalpanel 2015). nur bei der ge-
setzlich forcierten Kinderbetreuung ist im jahres-
vergleich zwischen 2012 und 2014 ein abbau des 
Investitionsrückstands festgestellt worden, dies 
erfolgte jedoch womöglich zulasten anderer be-
reiche. Hingegen sind vor allem die Straßen- und 
verkehrsinfrastruktur sowie der bildungssektor 
die Problembereiche nummer 1. trotz insgesamt 
zunehmender Investitionen wirkt sich der aufge-
laufene rückstand auf die bestehende Substanz 
aus. gleichzeitig führen geänderte gesellschaftli-
che anforderungen und der demografische Wan-
del zu zusätzlichen Investitionsbedarfen.

der Wunsch der bürger steigt, sich neben der 
demokratisch legitimierten arbeit der legislative 
direkt an öffentlichen entscheidungen zu betei-
ligen. Zunehmend werden mehr transparenz des 
verwaltungshandelns sowie Mitbestimmungs-
rechte gefordert, um Maßnahmen im „ob“ und 
„Wie“ beeinflussen zu können. auch dies bedeu-
tet letztendlich Mehraufwand für kommunale 
verwaltungsverfahren insbesondere bei großpro-
jekten. 

die aufgezeigten Problemfelder treffen auf 
die bereits seit den 1990er jahren bestehenden 
forderungen an die öffentlichen verwaltungen, 
sich für das Handeln und Wirtschaften vermehrt 
unternehmerische Prinzipien anzueignen und die-
se zu praktizieren. Zu stellende fragen sind, wie 

künftig ein aufgabengerechtes Handeln der öf-
fentlichen verwaltung zu garantieren ist, welche 
aufgaben der Staat tatsächlich selbst wahrnimmt 
und in welcher form er die anderen aufgaben zur 
erfüllung ausgliedert, an Private oder andere In-
stitutionen überträgt oder gemeinsam mit ihnen 
umsetzt.

Welchen Weg wählen?  
Das staatliche Handlungskontinuum
verwaltungshandeln kann auf einem Kontinuum 
zwischen vollständiger eigenerledigung und voll-
ständiger aufgabeabgabe bestimmt werden. da 
die Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten hierbei 
unterschiedlich ausgestaltet sind, muss vor dieser 
organisationspolitischen entscheidung die frage 
beantwortet werden, ob die zu erfüllende auf-
gabe dauerhaft gewährleistet werden kann, sie 
einem politisch definierten, qualitativen anspruch 
genügt und dieser auch von den bürgern finan-
zierbar ist. die Mitarbeiter in der verwaltung und 
Politik müssen hierfür sowohl qualifiziert als auch 
mit zeitlichen ressourcen sowie Sachkompeten-
zen ausgestattet werden.

Werden die aufgaben durch die staatliche 
Kernverwaltung selbst erbracht oder auf teilselb-
ständige agenturen oder verselbständigte öffent-
liche einrichtungen ausgelagert, ist die öffentliche 
Hand institutionell verantwortlich für die leis-
tungserbringung.

am anderen ende des Kontinuums steht die 
vollständige abgabe der vollzugsverantwortung 
an einen privaten oder zivilgesellschaftlichen an-
bieter, der zeitlich begrenzt (beispielsweise ein 
outsourcing der gebäudereinigung an einen pri-
vaten dienstleister oder ein Contracting out von 
aufgaben im bereich des gesundheitswesens an 
Wohlfahrtsverbände) oder dauerhaft (beispiels-
weise die Privatisierung der deutschen Post oder 
der deutschen telekom) erfolgt. der Staat nutzt 
hier den Wettbewerb von öffentlichen, privaten 
oder zivilgesellschaftlichen anbietern und über-
trägt die aufgabe an denjenigen, der im Wettbe-
werb das beste angebot unterbreitet (reichard, 
C. / röber, M., 2011: verselbständigung, auslage-
rung und Privatisierung).

Zwischen den beiden extremen der institutio-
nellen ausdifferenzierung stehen Kooperationen 
mehrerer öffentlicher oder öffentlicher und priva-
ter organisationen, beispielsweise in sogenannten 

Shared-Service-Centern (oft als Öffentlich–Öffent-
liche Partnerschaft organisiert) oder als Öffent-
lich-Private Partnerschaft. dabei sollen entweder 
innerhalb der verwaltungen oder gemeinsam mit 
privaten Partnern für zeitlich begrenzte oder dau-
erhafte aufgaben gemeinsame lösungen erarbei-
tet werden. 

Risiken teilen, Kompetenzen bündeln? 
Lösungsmodell: Kooperationen 
auf dem Kontinuum zwischen eigenerledigung 
und vollständiger abgabe der aufgaben an die 
Privatwirtschaft stellen Partnerschaftsmodelle ei-
nen Mittelweg dar. dabei wird in einer sogenann-
ten Öffentlich-Privaten Partnerschaft (ÖPP bzw. 
PPP) davon ausgegangen, dass die öffentliche 
Hand gemeinsam mit einem Privatunternehmen 
eine zeitlich befristete aufgabe bearbeitet, bei-
spielsweise im Infrastrukturbereich die Planung, 
errichtung und den betrieb eines rathauses. die 
bezeichnung Partnerschaft sollte allerdings nicht 
darüber hinweg täuschen, dass es sich hierbei 
um ein vertraglich genau geregeltes auftragsver-
hältnis der  öffentlichen Hand als auftraggeber 
und der Privatwirtschaft als auftragnehmer han-
delt. die bezeichnung Partnerschaft rührt eher 
aus der in diesen vertragsverhältnissen üblichen 
langfristigkeit der Zusammenarbeit, um mögliche 
Wirtschaftlichkeitsvorteile über den sogenannten 
lebenszyklus eines Projektes erzielen zu können. 
vergleichbar bleibt die Partnerschaft mit der „im 
echten leben“, da beide Seiten für die gemein-
samen Ziele in die Zusammenarbeit investieren 
sollten. 

die öffentliche Hand trägt für die erfüllung ih-
rer aufgabe nach wie vor die gewährleistungs-
verantwortung, die vollzugsverantwortung liegt 
beim privaten Partner, die finanzierungs- und 
auffangverantwortung wird vertraglich zwischen 
der öffentlichen Hand und der Privatwirtschaft 
geregelt. auf diese Weise sollen die Sachkompe-
tenz gebündelt und die sonst in der gewohnten 
einzel- und fachlosvergabe vorhandenen vielen 
Schnittstellen vermieden werden. die verwaltung 
behält die Steuerungshoheit über das Projekt, 
Kosten und realisierungszeiten können hierdurch 
gesenkt und einsparungen realisiert werden. die 
bei der sogenannten eigenerledigung der verwal-
tung bisweilen fehlenden Modernisierungseffekte 
können durch die vergabeform des verhandlungs-
verfahrens mit einem integrierten Konzept- und 
Qualitätswettbewerb erzielt werden. denn dieser 
sieht oft auch vor, dass im laufe des vergabever-
fahrens aufgrund spezifizierter nutzeranforderun-
gen die Konzepte nachgebessert werden müssen. 
gleichzeitig hat die öffentliche Hand einfluss auf 
die leistungserbringung, was beispielsweise bei 
der vollständigen fremderstellung – beispielswei-
se einer Privatisierung – als fehlend kritisiert wird.

In der Praxis hat sich dieses Konzept durch die 
in einem auftraggeber-/ auftragnehmerverhält-
nis naturgemäß nicht auszuschließenden Interes-
sensgegensätze zwischen der öffentlichen und 

Kooperationen für mehr 
kommunale Investitionen
Mut zu Öffentlich-Privaten Partnerschaften! 
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privaten Seite immer wieder zu bewähren. der 
Schutz des öffentlichen auftraggebers besteht 
zum einen aus der, dem Prinzip der ÖPP innewoh-
nenden, sehr weitgehenden vorleistungspflicht 
des privaten unternehmers: dieser wird erst bei 
voller verfügbarkeit des bereitzustellenden Wer-
kes vergütet. Zum anderen schützt das Instrument 
der reputation, die für den privaten auftragneh-
mer eine voraussetzung seiner Präqualifikation im 
nächsten Wettbewerb ist. Zunehmend wird dane-
ben aber auch durch mehr und mehr standardi-
sierte vertragliche regelungen die einflusshoheit 
der öffentlichen Hand geschützt. beispielsweise 
wurden hierfür bereits umfangreiche Muster-
dokumente erstellt (ÖPP deutschland ag: ÖPP-
Schriftenreihe band 15: ÖPP-Mustervertrag). 

die Projektkompetenz zwischen öffentlicher 
und privater Seite ist jedoch noch nicht austariert. 
für den als positives element benannten Wissens-
zuwachs auf der öffentlichen Seite ist es nötig, 
erfahrungen aus kommunalen ÖPP-Projekten aus-
zutauschen. ein erster Schritt hierfür ist die vom 
damaligen bundesministerium für verkehr, bau 
und Stadtentwicklung 2008 eingerichtete PPP-
Projektdatenbank. darin sind alle im Hoch- und 
verkehrswegebau seit 2002 abgeschlossenen 
ÖPP-Projekte mit einer Kurzbeschreibung, wich-

tigen Projekt- und Kontaktdaten zu finden. Seit 
ihrer freischaltung wurde die Seite von rund einer 
viertel Million nutzern (253.560) besucht. 

erst durch eine langfristige vertragliche bindung 
wird es allerdings dem privaten Partner möglich, 
unter effizienzgesichtspunkten einen vorteil zu er-
zielen. dies, die teilweise hohen transaktionskos-
ten, ein komplexes vergabeverfahren sowie die 
damit erschwerte beteiligung des regionalen und 
lokalen Mittelstands sind Kritikpunkte, die immer 
wieder diskutiert werden. aufgrund der erfahrun-
gen mit bereits über 200 ÖPP-Projekten konnten 
inzwischen umfangreiche vorlagen entwickelt 
werden, die helfen, verfahrenskosten zu senken, 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen auf kommuna-
ler ebene selbst durchzuführen oder Projekte so 
auszuschreiben, dass sich der lokale Mittelstand 
beteiligen kann (ÖPP deutschland ag: rechen-
modell für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im 
Hochbau version 2.0; ÖPP-Schriftenreihe band 6: 
ÖPP und Mittelstand).

ÖPP im Hoch- und Straßenbau –  
200-fache Erfahrungen
die Chancen aus Kooperationen mit der Privat-
wirtschaft sind für die öffentliche Hand ange-
sichts der aufgezeigten rahmenbedingungen 

gleichwohl groß. angeregt vor allem durch die 
PPP-Initiative in großbritannien in den 1990er 
jahren wurde zu beginn der 2000er jahre in 
deutschland das thema Öffentlich-Privater Part-
nerschaften stark forciert. gründe hierfür lagen 
u. a. in dem äußeren Modernisierungsdruck auf 
die verwaltungen, so dass kooperative, partizi-
pative und Wettbewerbsmodelle für die aufga-
benlösungen der öffentlichen verwaltung als 
legitim angesehen wurden. auf bundes- wie 
auf landesebene wurden Kompetenzzentren 
ge-gründet, die zwischen 2007 und 2009 auf-
grund der umrissenen vorteile (lebenszyklus-
ansatz, d. h. Planen, (finanzieren,) umsetzen, 
betreiben aus einer Hand; risikoverteilung; 
Know-how-transfer von der Privatwirtschaft in 
die öffentliche verwaltung; festpreis; langfristi-
ge Kosten- und beschäftigungssicherheit; Qua-
litätsvorsprung) auch eine reihe von Projekten 
befördern konnten. Mit dem beginn der finanz-
marktkrise ging die Zahl der Infrastrukturvorha-
ben und gleichzeitig die Zahl von Öffentlich-Pri-
vaten Partnerschaften zurück. damit sank auch 
die Wahrnehmung von ÖPP als Handlungsalter-
native, was verstärkt wurde durch eine zuneh-
mend kritische öffentliche Wahrnehmung von 
ÖPP-Projekten.

anzeige
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In den letzten 15 jahren wurden in deutschland 
im bau- und Infrastrukturbereich 200 Projekte mit 
einem Investitionsvolumen von über 8,5 Mrd. eu-
ro umgesetzt, wobei mehr als 180 Projekte und 
zirka 5,7 Mrd. euro Investitionsvolumen auf den 
Hochbau und etwa 2,8 Mrd. euro auf den Stra-
ßenbau entfallen (Stand: 30.06.2015). bei diesen 
ÖPP-Projekten konnte die öffentliche Hand im 
durchschnitt mehr als 13 Prozent gegenüber der 
konventionellen vergabe einsparen. 

von der mit den bisherigen Projekterfahrungen 
erarbeiteten umfangreichen expertise profitieren 
die künftigen vorhaben der öffentlichen Hand für 
Kindertagesstätten, Schulen, feuerwachen, Kran-
kenhäuser oder Straßen. die Kommunen sind die 
gebietskörperschaft mit den meisten Projekten: 
143 ÖPP-verträge sind bisher auf kommunaler 
ebene abgeschlossen worden. der anteil am ÖPP-
Investitionsvolumen liegt bei rund einem drittel. 
von den vor allem auf dieser ebene umgesetzten 
Projekten mit Investitionsvolumen bis zu 25 Mio. 
euro war der Mittelstand in 70 Prozent der fälle 
auftragnehmer.

auf verwaltungsebene sprechen die ersten 
langjährigen kommunalen ÖPP-erfahrungen für 
sich: rund 15 Prozent der Kommunen mit ÖPP-
Projekterfahrung haben ein oder mehrere fol-
geprojekte im öffentlichen Hochbau realisiert. die 
Projektverantwortlichen schätzten vor allem die 
hohe Kosten- und terminsicherheit im vergleich 
zur eigenrealisierung. auch wurde die hohe Pla-
nungssicherheit im Haushalt bei ÖPP-verträgen 
als positiv bewertet. dies zeigte sich auch in der 
im frühjahr 2015 veröffentlichten befragung des 
bundesministeriums für Wirtschaft und energie 
(bMWi) unter mehr als 1.000 kommunalen finanz-
verantwortlichen: die teilnehmer mit ÖPP-erfah-
rung bewerteten ihre bisherigen ÖPP-Projekte 
überwiegend positiv. dies dürfte auch ein grund 
dafür sein, dass mittlerweile zwei drittel der bun-
desländer und eine vielzahl von Kommunen mit 
ÖPP-Projekterfahrung ein oder mehrere folgepro-
jekte im öffentlichen Hochbau realisiert haben. 

Für jedes Vorhaben gültig: Wirtschaftlichkeit 
transparent prüfen
voraussetzung für die entscheidung über die auf-
gabenumsetzung der öffentlichen Hand ist eine 
transparente und ergebnisoffene Prüfung der 
Wirtschaftlichkeit der verschiedenen beschaf-
fungsoptionen. dies dient als entscheidungsbasis, 
welches Modell sich im einzelfall für die öffent-
liche Hand lohnt oder nicht. fast 70 Prozent der 
befragten kommunalen finanzverantwortlichen 
der bMWi-untersuchung vom frühjahr 2015 wün-
schen sich unterstützung bei diesen Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen. 

Mithilfe des im april 2015 veröffentlichten re-
chenmodells für Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen können entscheider und nutzer in der ver-
waltung und in Kontrollbehörden die varianten 
Miete, Kauf, leasing, Mietkauf und die ÖPP-al-
ternative mit der eigenrealisierung in einem excel-

tool vergleichen. auf der basis nachvollziehbarer 
rechenwege und offener berechnungsformeln 
kann die effizienteste beschaffungsvariante er-
mittelt werden. die ergebnisse des vergleichs die-
nen der entscheidung über den wirtschaftlichsten 
einsatz öffentlicher finanzmittel. damit trägt das 
tool zur vergleichbarkeit und erhöhten transpa-
renz von beschaffungsentscheidungen bei.

das excel-basierte tool wurde von der ÖPP 
deutschland ag im auftrag des bundesministeri-
ums der finanzen entwickelt und von einer Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft auditiert. es wird der 
öffentlichen verwaltung kostenfrei zur verfügung 
gestellt. gleichfalls werden für vertreter der öf-
fentlichen Hand kostenfreie einführungswork-
shops angeboten. Mehr Informationen stehen 
unter www.partnerschaften-deutschland.de/wu-
rechenmodell zur verfügung.

Perspektive Partnerschaft? Leistungsfähige 
Verwaltungen für die Zukunft
von dem langfristigen Zuwachs an Know-how und 
expertise in Partnerschaftsprojekten können die 
verwaltungen im Infrastrukturbereich, im It- und 
dienstleistungssektor und im gesundheitswesen 
profitieren. durch die intelligente arbeitsteilung 
mit dem richtigen Partner lassen sich gleicherma-
ßen monetäre und qualitative Wirtschaftlichkeits-
effekte wie auch Zeitvorteile in der umsetzung 
erzielen. Insbesondere wird von Projektbeteilig-
ten auch die erfahrung einer höheren Kosten- und 
terminsicherheit in dieser form der Projektreali-
sierung betont. die Chancen, die sich für die auf-
arbeitung des Investitionsstaus bieten, sollten bei 
jeder beschaffungsentscheidung geprüft werden.

eine expertenkommission im auftrag des bun-
desministers für Wirtschaft und energie, Sigmar 
gabriel, hat ende april 2015 Handlungsemp-
fehlungen zur „Stärkung von Investitionen in 
deutschland“ vorgestellt. die rahmenbedingun-
gen für Infrastrukturinvestitionen zu verbessern, 
ist ein Kernbereich der analyse. Hierzu gehören 
beispielsweise die Prüfung der wirtschaftlichsten 
beschaffungsvariante wie auch Ideen zur förde-
rung von verkehrsinfrastrukturvorhaben.

um die Investitionen auf kommunaler ebene 
zu stärken und die belastungen finanzschwacher 
Kommunen zu verringern, hat der bundestag 
bereits im März 2015 ein umfangreiches förder-
gesetz beschlossen. Kernpunkte sind ein neuer 
Kommunalinvestitionsförderungsfond, der mit 3,5 
Mrd. euro ausgestattet wird und die kommunale 
Investitionstätigkeit in den jahren 2016 bis 2018 
anstoßen soll. diese Mittel können ausdrücklich 
auch für ÖPP-vorhaben im rahmen einer vor-
abfinanzierung, hier bis zum jahr 2019, genutzt 
werden. 

gleichzeitig unterstützt der bund gerade auf 
kommunaler ebene die öffentliche Hand mit einer 
kostenfreien anfangsberatung bei Investitionsent-
scheidungen durch die ÖPP deutschland ag. er-
gebnisoffen sollen vor allem solche Projekte bera-
ten werden, für die grundsätzlich eine lösung als 

ÖPP in frage kommt. Informationen zum umfang 
und den Möglichkeiten der kostenfreien beratung 
sind auch auf unserer Internetseite unter www.
partnerschaften-deutschland.de/investitionsbera-
tung zu finden.

auch für die bundesfernstraßeninfrastruktur 
können ÖPP-Modelle verstärkt anwendung fin-
den: bundesverkehrsminister alexander dobrindt 
und bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble 
haben ende Mai 2015 eine nachfolgende „neue 
generation ÖPP“ für den neubau und die In-
standhaltung von bundesfernstraßen in deutsch-
land angekündigt. acht autobahnabschnitte und 
erstmalig auch zwei bundesstraßen sollen in Part-
nerschaft mit einem privaten unternehmen bzw. 
einer Projektgesellschaft erhalten, aus- oder neu-
gebaut werden. für die baumaßnahmen werden 
sieben Mrd. euro, für erhaltungs- und betriebs-
maßnahmen für insgesamt 30 jahre weitere sie-
ben Mrd. euro bereitgestellt.

Zusammenfassung
Partnerschaften mit privaten Partnern können 
also ein Weg sein, öffentliche beschaffungen 
wirtschaftlich und qualitativ anspruchsvoll zu re-
alisieren. ÖPP sollte dabei nicht als finanzierungs-
modell sondern als Steuerungsinstrument der 
öffentlichen Hand begriffen werden. nach einem 
Wirtschaftlichkeitsvergleich werden leistungs-
bestandteile (Planung, beschaffung, betrieb und 
gegebenenfalls finanzierung) integriert und im 
Wettbewerb mittel- oder langfristig an den qua-
litativ und wirtschaftlich besten privaten Partner 
übertragen. die öffentliche Hand behält zu jeder 
Zeit die verantwortung für die daseinsvorsorge 
und die vollständige Steuerungsmöglichkeit. dies 
ist eine Chance, mutig in die Zukunft der öffentli-
chen verwaltung zu blicken: auf die kommenden 
demografischen veränderungen, den daraus ent-
stehenden Wettbewerb um fachkräfte und einen 
zunehmenden dienstleistungsanspruch der bür-
gerinnen und bürger. 

Bernward Kulle 
Mitglied des Vorstands, ÖPP Deutsch-
land AG – Partnerschaften Deutschland

Anja Tannhäuser 
Leiterin Marketing & Kommunikation, 
ÖPP Deutschland AG – Partnerschaften 
Deutschland
www.partnerschaften-deutschland.de
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Wir sind eine Tochter des Berliner vorwärts Verlags.  
Unser Spezialgebiet ist die politische Kommunikation. 

Wir konzipieren und realisieren Kampagnen, Printmedien, 
Onlineprojekte und machen mobile Kommunikation 
möglich.

Unser Prinzip heißt Maßanzug: Wir entwerfen gemeinsam 
mit unseren Kunden einen perfekt sitzenden Medienmix. 
Weil nur zielgenaue Kommunikation ankommt.  

Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit!

info@nwmd.de  | 030 740 731 672 | www.nwmd.de  Network Media GmbH
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Im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen bieten wir allen öff entlichen Auftraggebern eine 
 kostenfreie Beratung zu geplanten  Investitions  vorhaben sowie zu allgemeinen Fragen im Vorfeld 
eines Projektes an und prüfen mit ihnen gemeinsam, ob eine Öff entlich-Private Partner schaft eine 
wirtschaftliche Realisierungs variante ist.

Kompetent. Kostenfrei. Kurzfristig.

Sie planen Investitionen in Infrastruktur- oder IT-Projekte?

Wir machen Sie fi t 
für Ihre Ziele.

www.partnerschaften-deutschland.de/ib

Vereinbaren Sie als 
öff entlicher  Auftraggeber 
eine kostenfreie Investitions-
beratung für Ihr Projekt

�    +49 30 257679 -0


